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Sachverhalt

Dem im Sudan geborenen Bf. war im Jahr 2000 die briti-
sche Staatsbürgerschaft verliehen worden.

2009 wurde er verhaftet und wegen Störung der 
öffentlichen Ordnung angeklagt. Er wurde gegen Kau-
tion entlassen, verließ Großbritannien allerdings im 
Oktober, nachdem er zur Bezahlung der Kaution auf-
gefordert worden war. Er gibt an, direkt in den Sudan 
gereist zu sein, laut Erklärung der britischen Innen-
ministerin vor dem »Special Immigration Appeal Tri-
bunal« (SIAC) sei er geheimdienstlichen Erhebungen 
zufolge jedoch zuerst mit zwei Extremisten nach Soma-
lia gereist, wo er an terroristischen Aktivitäten von Al-
Shabaab – einer in Ostafrika operierenden dschihadis-
tischen Terroristengruppe – teilgenommen habe, bevor 
er in der Folge im April oder Mai 2010 in den Sudan wei-
tergereist sei.

Mit Schreiben vom 11.6.2010 setzte die Innenminis-
terin den Bf. über ihre Absicht in Kenntnis, eine auf 
§ 40 Abs. 2 britisches Staatsbürgerschaftsgesetz 1981 
fußende Anordnung zu erlassen, wonach ihm die bri-
tische Staatsbürgerschaft aus Gründen des Gemein-
wohls entzogen werde. Am 14.6.2010 unterzeichnete 
sie diese. Noch am selben Tag verständigte die Innen-
ministerin den Bf. über ihre Entscheidung, von ihrem 
Vorrecht gemäß common law Gebrauch zu machen und 
ihn wegen der Beteiligung an terroristischen Aktivitä-
ten und Verbindungen zu islamischen Extremisten vom 
Territorium des Vereinigten Königreichs auszuschlie-
ßen.

Die Anfechtung beider Entscheidungen durch den Bf. 
vor dem High Court und dem Court of Appeal sowie dem 
SIAC blieb erfolglos. 

Rechtsausführungen

Laut dem Bf. würden die Entscheidungen, ihm die bri-
tische Staatsbürgerschaft zu entziehen und ihn vom Ver-
einigten Königreich auszuschließen, sein Recht auf Ach-
tung des Privat- und Familienlebens gemäß Art. 8 EMRK 
verletzen [...]. Ferner würde es für ihn keine ausrei-
chenden prozessualen Garantien zum effektiven Schutz 
seiner Rechte nach Art. 8 EMRK geben, da er nur sehr 
eingeschränkten Einblick in den »nationalen Sicher-
heitsfall« bekommen habe und es ihm nicht möglich 
gewesen sei, an den Verfahren effektiv teilzunehmen. 

Der Bf. behauptet ferner eine Verletzung von Art. 14 
EMRK (Diskriminierungsverbot) iVm. Art. 8 EMRK, da 
er im Vergleich zu britischen Staatsangehörigen, wel-
che als Bedrohung für die nationale Sicherheit angese-
hen würden und keine zweite Staatsbürgerschaft besä-
ßen, unterschiedlich behandelt werde, da diesen ihre 
britische Staatsbürgerschaft nicht entzogen würde. Eine 
unterschiedliche Behandlung erblickt er auch darin, 
dass in Großbritannien aufhältige Personen, die nicht 
die britische Staatsbürgerschaft besitzen, gegen die Auf-
kündigung ihrer Aufenthaltserlaubnis einen Rechtsbe-
helf mit aufschiebender Wirkung einlegen könnten.

I.  Zur behaupteten Verletzung von Art. 8 EMRK

1. Zum Entzug der Staatsbürgerschaft

(49) Der GH hat bereits [in mehreren Fällen] anerkannt, 
dass ein willkürlicher Entzug der Staatsbürgerschaft 
angesichts seiner Auswirkungen auf das Privatleben 
eines Individuums Fragen unter Art. 8 EMRK aufwer-
fen kann. Er hat kürzlich auch festgehalten, dass diesel-
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ben Prinzipien auf den Widerruf einer bereits einer Per-
son verliehenen Staatsbürgerschaft Anwendung finden 
müssen, da ein solcher zu einem ähnlichen – wenn nicht 
sogar größeren – Eingriff in das Privat- und Familienle-
ben führen kann. Bei der Entscheidung darüber, ob ein 
Widerruf der Staatsbürgerschaft Art. 8 EMRK verletzt, 
hat der GH zwei getrennte Fragen behandelt: erstens, ob 
der Widerruf willkürlich war, und zweitens, welche Fol-
gen damit für den Bf. verbunden waren.

(50) Bei der Entscheidung über das Vorliegen von 
Willkür nahm der GH darauf Bezug, ob der Widerruf 
in Übereinstimmung mit dem nationalen Recht erfolg-
te und ob er von den erforderlichen verfahrensrechtli-
chen Sicherheiten begleitet war – einschließlich dessen, 
ob der Person, welcher die Staatsbürgerschaft entzogen 
worden war, Gelegenheit gegeben wurde, die Entschei-
dung vor den Gerichten in Gewährung der relevanten 
Garantien anzufechten; ferner ob die Behörden prompt 
und umsichtig handelten. [...]

a. Lag im vorliegenden Fall Willkür vor?

(52) Es wurde [von den Parteien] keine Andeutung 
gemacht, dass die Entscheidung, dem Bf. die Staats-
bürgerschaft zu entziehen, nicht »in Übereinstimmung 
mit geltendem Recht« erfolgt wäre. Laut § 40 Abs. 2 bri-
tisches Staatsbürgerschaftsgesetz 1981 kann der Innen-
minister den Entzug der Staatsbürgerschaft anord-
nen, sofern dies »dem öffentlichen Wohl dienlich« ist. 
Zusätzlich genießt die Krone das Vorrecht gemäß com-
mon law, eine Person von britischem Territorium aus-
zuschließen. Obwohl der Bf. im Rechtsmittelverfahren 
behauptet hatte, dass das gesetzliche Regime impli-
zit die Ausübung dieses Vorrechts [...] ausschließen 
würde, während ein Rechtsmittel gegen den Widerruf 
der Staatsbürgerschaft anhängig sei, befanden sowohl 
der High Court als auch der Court of Appeal, dass die rele-
vanten Gesetze nicht derart ausgelegt werden könnten. 
Der Bf. hat diese Rüge in Straßburg nicht erneut vorge-
bracht. [...] Im Übrigen hat er die Eignung bzw. Vorher-
sehbarkeit des einschlägigen nationalen Rechts weder 
vor den innerstaatlichen Gerichten noch vor dem GH in 
Frage gestellt.

b.    Haben die Behörden prompt und umsichtig 
gehandelt?

(53) Es existieren auch keinerlei Belege dafür, dass die 
Innenministerin nicht prompt und umsichtig gehan-
delt hätte, als sie entschied, die Staatsbürgerschaft des 
Bf. zu widerrufen. Zwar ist nicht bekannt, wann genau 
die britischen Behörden auf die Aktivitäten des Bf. auf-
merksam wurden, jedoch ist dem Beweisverfahren vor 
dem SIAC zu entnehmen, dass er das Vereinigte König-
reich im Oktober 2009 verließ und sich dann an terro-

ristischen Aktivitäten in Somalia beteiligte, bevor er im 
April oder Mai 2010 in den Sudan reiste. Die Innenmi-
nisterin verständigte ihn am 11.6.2010 schriftlich über 
ihre Absicht, seine Staatsbürgerschaft per Verfügung 
zu widerrufen, bereits am 14.6.2010 unterzeichnete sie 
diese.

c. Verfügte der Bf. über prozessuale Sicherheiten?

(55) In dieser Hinsicht ist festzuhalten, dass dem Bf. 
von Gesetzes wegen ein Recht zukam, gegen die Ent-
ziehung seiner Staatsbürgerschaft ein Rechtsmittel an 
das SIAC zu erheben. Mag er auch behaupten, dass ihm 
über den »nationalen Sicherheitsfall«, den er darstellte, 
nur wenig enthüllt worden sei, ist zu vermerken, dass 
ihm vor der Hauptverhandlung eine Stellungnahme [...] 
übermittelt wurde, in der – unter Offenlegung der Bewei-
se – Details aus dem von der Innenministerin gegen ihn 
herangetragenen »nationalen Sicherheitsfall« klar und 
deutlich dargelegt wurden. Für das SIAC bestand somit 
kein Zweifel, dass »die Beschaffenheit des Falles dem Bf. 
umfassend bekannt« war. Dieser war zudem im Rechts-
mittelverfahren anwaltlich vertreten; ferner wurden 
»Special Advocates« für seinen Fall bestellt, die sich mit 
dem im geschlossenen Dossier enthaltenen Beweisma-
terial befassten. Der GH erinnert daran, dass er sich in 
I. R. und G. T./GB [...] damit zufrieden gab, dass im SIAC-
Verfahren ausreichende Garantien iSd. Art. 8 EMRK vor-
handen seien.

(56) Nichtsdestoweniger behauptet der Bf. auf der 
Grundlage der vorliegenden Fakten, dass sein Aus-
schluss vom Vereinigten Königreich ihn daran gehin-
dert habe, effektiv an seinem Rechtsmittel gegen die 
Widerrufsentscheidung der Innenministerin mitzuwir-
ken, da gerade die Kommunikation mit seinen Anwälten 
vom Sudan aus für ihn ein Risiko der Zufügung beträcht-
lichen Schadens durch die sudanesischen Behörden mit 
sich gebracht hätte. Der GH glaubt aus den nachstehen-
den Gründen nicht, dass der Ausschluss des Bf. vom Ver-
einigten Königreich dazu führte, dass seine verfahrens-
rechtlichen Sicherheiten »wertlos« wurden:

(57) Erstens will er nicht akzeptieren, dass ein außer-
halb des Landes zu ergreifendes Rechtsmittel die Ent-
scheidung auf Entziehung der Staatsbürgerschaft not-
wendigerweise »willkürlich« iSd. Art. 8 EMRK macht. 
Der GH möchte keineswegs die Möglichkeit ausschlie-
ßen, dass sich Fragen unter dieser Konventionsbestim-
mung stellen, sollten klare und objektive Beweise dafür 
bestehen, dass es der betreffenden Person nicht mög-
lich war, Anwälte zu instruieren oder außerhalb des 
Hoheitsgebietes auszusagen. Art. 8 EMRK kann jedoch 
nicht dahingehend interpretiert werden, dass er den 
Vertragsstaaten eine positive Verpflichtung auferlegt, 
die Rückkehr jeder ihrer Staatsbürgerschaft beraubten 
Person zu ermöglichen, während sie sich außerhalb des 
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nationalen Jurisdiktionsbereichs befindet, um ihr Gele-
genheit zur Verfolgung eines gegen die betreffende Ent-
scheidung eingebrachten Rechtsmittels zu geben.

(58) Zweitens [...] war der Bf. im vorliegenden Fall 
imstande, die Entscheidung, ihn vom Vereinigten 
Königreich auszuschließen, in einem gerichtlichen Ver-
fahren anzufechten. In diesem Verfahren war eines sei-
ner Hauptargumente, dass sein Ausschluss ihn an der 
effektiven Mitwirkung hinsichtlich seines gegen den 
Entzug der Staatsbürgerschaft eingebrachten Rechts-
mittels hindern würde. Ihm wurde auch gestattet, die-
sen Einwand als Vorfrage vor das SIAC zu bringen. Letz-
teres kam nach sorgfältiger Prüfung des geschlossenen 
und offenen Materials zu dem Schluss, dass dem Bf. 
eine Reihe von Wegen offen gestanden war, um mit sei-
nen Anwälten sicher zu kommunizieren und dass seine 
Angst vor einer Überwachung dieser Kommunikation 
[durch den sudanesischen Geheimdienst] unbegrün-
det war. Diese Schlussfolgerung stand durchaus im Ein-
klang mit den Ergebnissen, zu denen der High Court 
und der Court of Appeal gekommen waren. [...] Im Lich-
te der umfassenden und gründlichen Prüfung, welche 
die nationalen Gerichte betreffend das Vorbringen des 
Bf. zu dieser Tatsachenfrage vornahmen, sieht sich der 
GH nicht in der Lage, deren Schlussfolgerung anzuzwei-
feln, dass keine klaren und objektiven Beweise dafür 
existierten, dass der Bf. [...] nicht in der Lage war, seine 
Anwälte zu instruieren, als er sich außerhalb des Lan-
des befand.

(59) Drittens wird aus dem Urteil des SIAC vom 
22.12.2015 [...] ersichtlich, dass – obwohl von ihm 
keine guten Gründe ausfindig gemacht werden konn-
ten, warum sich der Bf. nicht am Rechtsmittelverfah-
ren beteiligen und seine Anwälte vollumfänglich instru-
ieren hätte können – es angesichts der Tatsache, dass 
die »Special Advocates« zum geschlossenen »nationalen 
Sicherheitsfall« [mangels Instruktionen seitens des Bf.] 
kein Vorbringen erstatten wollten, entschied, in diesem 
Fall möglichst unabhängige und objektive Beweise her-
anzuziehen und besondere Vorsicht beim Ziehen von für 
den Bf. nachteiligen Schlüssen walten zu lassen. Trotz 
der Verfolgung dieses vorsichtigen Ansatzes kam das 
SIAC zu dem Schluss, dass die abgeschlossenen Beweise 
dahingehend »überzeugend« wären (also den vom Straf-
recht geforderten Beweismaßstab erfüllten), dass der Bf. 
zum relevanten Zeitpunkt in Somalia gewesen und dort-
hin in der Gesellschaft von Extremisten gereist war, um 
sich an terroristischen Aktivitäten zu beteiligen; dass es 
dem [...] Beweismaterial zufolge wahrscheinlich sei, dass 
er gegen  friedenserhaltende Truppen der Mission der 
Afrikanischen Union in Somalia (AMISOM) gekämpft 
habe; dass es sehr wahrscheinlich sei [...], dass diese [...] 
Aktivitäten zumindest teilweise direkt mit Al-Shabaab 
durchgeführt wurden; dass [...] schlüssige Beweise dafür 
vorlägen, dass er Verbindungen zu bekannten Extremis-

ten im Vereinigten Königreich und in Übersee aufge-
nommen habe.

(60) Der GH vermag schließlich über die Tatsache 
nicht hinwegzusehen, dass die verfahrenstechnischen 
Schwierigkeiten, über die sich der Bf. beklagt, keine 
natürliche Konsequenz der simultan erfolgten Entschei-
dung waren, ihm die Staatsbürgerschaft zu entziehen 
und ihn vom Vereinigten Königreich auszuschließen. So 
wies der Court of Appeal im Rechtsmittelverfahren dar-
auf hin, dass der Grund, warum der Bf. sein Rechtsmittel 
außerhalb des Vereinigten Königreichs erheben musste, 
nicht in der Entscheidung der Innenministerin lag, ihn 
vom Hoheitsgebiet auszuschließen, sondern vielmehr 
aus seiner eigenen Entscheidung resultierte, das Land 
zu verlassen, nachdem er dazu aufgerufen worden war, 
die Kaution zu erlegen.

(61) Der GH erinnert daran, dass er bei der Beurtei-
lung der Entziehung der britischen Staatsbürgerschaft 
des Bf. den »Willkürstandard« anwenden muss, welcher 
strikter ist als der Verhältnismäßigkeitsstandard. Einge-
denk dessen und mit Rücksicht auf die vorherigen Über-
legungen kommt er zu dem Ergebnis, dass die strittige 
Entscheidung nicht »willkürlich« war.

d.    Folgen des Widerrufs der Staatsbürgerschaft für den 
Bf.

(62) Der Bf. wurde durch die Widerrufsentscheidung 
[der Innenministerin] nicht zu einer staatenlosen Per-
son, da er zur Führung eines sudanesischen Reisepas-
ses berechtigt war – und diesen auch erhalten hat. Fer-
ner muss der GH auf die Schlussfolgerungen des SIAC 
Bedacht nehmen, wonach er das Vereinigte Königreich 
noch vor der Entscheidung, ihm die britische Staats-
bürgerschaft zu entziehen, aus freien Stücken verlas-
sen habe, seine Frau und sein Kind sich nicht länger 
im Land aufhielten, sie den Sudan auf freien Wunsch 
besuchen und sogar dort leben könnten, und die leibli-
che Familie des Bf. ihn dort »angemessen oft« besuchen 
könne – was sie auch getan hätten. Obwohl der Bf. in 
seiner jüngsten Korrespondenz [mit dem GH] behaup-
tete, dass seine Frau und sein Kind wieder im Vereinig-
ten Königreich leben würden, hat er diese Behauptung 
nicht substantiiert. In jedem Fall bleibt es bei der Tatsa-
che, dass es ihnen frei steht, den Bf. im Sudan zu besu-
chen und sich dort niederzulassen.

e. Ergebnis

(64) In Anbetracht der obigen Erwägungen ist der GH der 
Ansicht, dass die Beschwerde des Bf. unter Art. 8 EMRK, 
insoweit sie die Entscheidung auf Widerruf seiner briti-
schen Staatsbürgerschaft betrifft, offensichtlich unbe-
gründet und folglich gemäß Art. 35 Abs. 3 lit. a EMRK 
[als unzulässig] zurückzuweisen ist. 
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2. Der Ausschluss des Bf. vom Vereinigten Königreich

(66) Im vorliegenden Fall ist der GH bereit zu akzeptie-
ren [...], dass der Ausschluss des Bf. vom Vereinigten 
Königreich einen Eingriff in sein dortiges Privat- und 
Familienleben darstellte. Im Lichte der unter Rn. 62 [...] 
dargelegten Erwägungen scheint es aber so, dass sein 
Ausschluss keine signifikanten schädlichen Auswirkun-
gen auf sein Recht auf Achtung des Privat- und Fami-
lienlebens [...] hatte. Mit Rücksicht auf die begrenzte 
Natur des Eingriffs und die klaren Schlussfolgerungen 
des SIAC zum Ausmaß seiner terroristischen Aktivitä-
ten hält der GH die Entscheidung, ihn vom Vereinigten 
Königreich auszuschließen, nicht für unverhältnismä-
ßig gegenüber dem gesetzlich verfolgten Ziel, nämlich 
dem Schutz der Öffentlichkeit vor der Bedrohung durch 
den Terrorismus.

(67) Dieser Beschwerdepunkt [...] ist offensichtlich 
unbegründet und gemäß Art. 35 Abs. 3 lit. a EMRK [als 
unzulässig] zurückzuweisen. 

II.    Zur behaupteten Verletzung von Art. 14 iVm. Art. 8 
EMRK

(69) Der GH hält fest, das der Bf. im Verfahren vor den 
britischen Gerichten nicht dargelegt hat, gegenüber bri-
tischen Staatsangehörigen, die eine Gefahr für die natio-
nale Sicherheit darstellen, unterschiedlich behandelt zu 
werden. 

(70) Folglich muss der auf diesem Grund beruhen-
de Beschwerdepunkt unter Art. 14 EMRK gemäß Art. 35 
Abs. 1 EMRK wegen fehlender Erschöpfung des inner-
staatlichen Instanzenzugs [als unzulässig] zurückgewie-
sen werden.

(71) Der zweite behauptete Diskriminierungsgrund – 
unterschiedliche Behandlung gegenüber Nicht-Staats-
angehörigen – wurde vor den Court of Appeal gebracht. 
Im vorliegenden Fall wurde dem Bf. jedoch nicht das 
Recht verweigert, zwecks Einbringung eines Rechts-
mittels im Land verbleiben zu dürfen, da er britischer 
Staatsbürger sei. Vielmehr beruhten die Gründe dafür, 
dass er gegen die Entscheidung auf Widerruf der Staats-
bürgerschaft über kein »inländisches« Rechtsmittel ver-
fügte und er während des Rechtsmittelverfahrens nicht 
anwesend sein konnte, darauf, dass er zum Zeitpunkt 
des Erlasses der strittigen Entscheidungen das Vereinig-
te Königreich bereits aus freien Stücken verlassen hatte. 
Einem Ortsansässigen, der nicht die britische Staatsbür-
gerschaft besitzt und dessen Aufenthaltsrecht während 
der Zeit außer Landes widerrufen worden war, würde es 
jedoch ebenfalls nicht gestattet werden, zum Zweck der 
Einbringung eines Rechtsmittels zurückzukehren.

(72) Der auf diesem Grund beruhende Beschwerde-
punkt unter Art. 14 EMRK muss daher  gemäß Art. 35 
Abs. 3 lit. a EMRK wegen offensichtlicher Unbegründet-
heit [als unzulässig] zurückgewiesen werden. 

Aus diesen Gründen ist die Beschwerde für unzulässig 
zu erklären (einstimmig).


